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KENIA

Staatszerfall oder 
Demokratisierung
Alex Veit

Der offenbare Schock vieler Kenianer 
angesichts der eskalierenden 
Gewalt und die Proteste gegen die 
Missachtung des Wählervotums 
sind, trotz der momentanen 
Krise, mögliche Anzeichen einer 
langfristigen Konsolidierung der 
bürgerlichen Demokratie.

Die Farbe Orange wurde von Ke-
nias Opposition als Symbol des fried-
lichen politischen Wandels gewählt, 
denn auch in Afrika kennt man die 
Bilder von der „orangenen Revoluti-
on“ in der Ukraine vor etwas mehr 
als drei Jahren. Obwohl politische 
Ereignisse in Afrika hierzulande ge-
meinhin als grundlegend anders und 
exotisch wahrgenommen werden, 
versuchen afrikanische politische Be-
wegungen durchaus, sich in globale 
Entwicklungen einzuordnen, ihre Mit-
tel zu nutzen und von der Kraft ihrer 
Symbole zu profitieren.

In Kenia gewann vermutlich Raila 
Odinga, Kopf des „Orange Democratic 
Movement“, die Präsidentschaftswah-
len vor zwei Wochen gegen den am-
tierenden Präsidenten Mwai Kibaki. 
Doch wie im Jahr 2005 in Äthiopien 
und Togo ist der Versuch eines demo-
kratisch legitimierten Machtwechsels 
vorerst an der Gewaltbereitschaft der 
Regierung gescheitert.

Offiziell wurde verkündet, der 
Amtsinhaber Kibaki habe sich gegen 
Herausforderer Odinga mit 46 zu 44 
Prozent der Stimmen durchgesetzt. 
Während in den großen Städten star-
ke Polizeikräfte friedliche Demonstra-
tionen gegen den im In- und Ausland 
kritisierten Wahlbetrug verhinderten 
oder auflösten, kam es in verschiede-
nen Dörfern und Großstadtslums zu 

Schießereien zwischen zivilen Anhän-
gern der verschiedenen politischen 
Lager, zu Massakern und Morden. Bei 
der Verhinderung dieser Gewalttaten 
hielten sich die Ordnungskräfte er-
kennbar zurück.

Der traurige Höhepunkt war zwei 
Tage nach Verkündung der angebli-
chen Wahlergebnisse erreicht, als 30 
Menschen, darunter viele Kinder, in 
einer von einem Mob in Brand ge-
steckten Kirche in der Oppositions-
hochburg Eldoret umkamen. Insge-
samt verloren seit der Wahl mehr als 
600 Menschen ihr Leben, mindestens 
250.000 wurden zu Vertriebenen im 
eigenen Land, in den Krankenhäusern 
herrscht Notstand.

Nach einer Woche der Gewalt bot 
zuerst Kibaki seinem Konkurrenten 
Odinga die Bildung einer gemeinsa-
men Regierung an, was dieser aller-
dings ablehnte. Am Montag dann er-
klärte Odinga, er könne sich für einen 
Zeitraum von drei Monaten solch ein 
Bündnis vorstellen, allerdings nur zu 
dem Zweck, bis dahin reguläre Neu-
wahlen vorzubereiten. Eine geplante 
Großdemonstration seiner Oppositi-
onsbewegung sagte er vorerst ab.

Politik hängt in Afrika noch im-
mer stärker von der Macht der Ge-
wehre ab als von der Legitimation 
durch Wahlen. Doch zugleich zeigen 
die Auseinandersetzungen in Kenia, 
dass die Gesellschaft sich verändert 
und die Grundlagen der bürgerlichen 
Demokratie von keiner Regierung 
mehr ignoriert werden können. „Wie 
können sie auf diese Art den Kolonia-
lismus wieder einführen?“ zitiert die 
Agentur Reuters einen jungen Mann, 
der von Tränengas, Wasserwerfern 
und bewaffneter Polizei an der Teil-

nahme an einer Oppositionsdemon-
stration in der Hauptstadt Nairobi 
gehindert wurde. „Früher hatten wir 
lange Haare und Röcke, aber jetzt 
sind wir die Dotcom-Generation. Wir 
können Mathematik, und wir wissen, 
wen wir gewählt haben.“

In der Tat haben die neuen tech-
nischen Möglichkeiten die Wahlfäl-
schung deutlicher und schneller als 
bei früheren Urnengängen sichtbar 
gemacht. Über SMS, das Internet, 
aber auch private Radiosender und 
Tageszeitungen wurden die Unstim-
migkeiten zwischen lokalen Stim-
menauszählungen und zentral ver-
kündeten Wahlergebnissen im Land 
bekannt gemacht. Daran konnte auch 
ein Verbot von Live-Sendungen und 
Hörerkommentaren im Radio, das 
die Regierung nach der Wahl erließ, 
nichts mehr ändern. Die meisten ke-
nianischen Medien haben das Dekret 
weitgehend ignoriert.

Die Medien waren es auch, die 
dem Wunsch nach einer friedlichen 
Lösung des Konflikts am deutlichsten 
Ausdruck verliehen. Am Donnerstag 
voriger Woche titelten sowohl die 
der liberal-islamischen Genfer Aga-
Khan-Stiftung gehörende kenianische 
Tageszeitung „Nation“ als auch der 
ebenfalls regierungskritische „Stan-
dard“ mit der Schlagzeile „Rettet un-
ser geliebtes Land“. Die wichtigsten 
Radiosender schlossen sich dem Auf-
ruf an, vor allen weiteren Verhand-
lungen die um sich greifende Gewalt 
zu beenden.

Der Wunsch nach friedlichen Poli-
tikformen wird vor allem von der für 
afrikanische Verhältnisse vergleichs-
weise großen kenianischen Mittel-
schicht getragen. Wegen ihrer pre-

kären Stellung zwischen der extrem 
wohlhabenden, aber winzigen poli-
tisch-ökonomischen Oberschicht und 
der riesigen Mehrheit der Mittellosen 
hat sie am stärksten wirtschaftliche 
Nachteile von einem dauerhaften be-
waffneten Konflikt zu befürchten. Seit 
dem Antritt der Regierung Kibaki 2002 
zeichnet sich das Land durch stabile 
hohe Wachstumsquoten aus, die al-
lerdings nur einer Minderheit zugute 
kommen. Diese Entwicklung scheint 
nun gefährdet. „Unser geliebtes Land 
ist eine ausgebrannte, qualmende 
Ruine“, hieß es im Leitartikel der „Na-
tion“. „Die Wirtschaft steht praktisch 
still, und die Armeen der Zerstörung 
marschieren.“

„No Raila, no peace“, skandierten 
hingegen die oft jugendlichen Anhän-
ger von Oppositionskandidat Raila 
Odinga, die vornehmlich in den von 
der Opposition dominierten Slums 
von Nairobi, aber auch im westlichen 
Landesteil auf die Straßen gingen. Ne-
ben dem Protestieren nutzten viele Be-
wohner der Armenviertel die Gelegen-
heit auch, um sich an Plünderungen 
zu beteiligen. Im westkenianischen 
Kisumu wurden ganze Supermärkte 
ausgeräumt und angezündet. 

Dass sich der Protest schnell in 
militante Auseinandersetzungen zwi-
schen Zivilisten verwandelte, ist vor 
allem auf die Verbreitung informel-
ler Milizen zurückzuführen, die seit 
den Neunzigerjahren entstanden sind 
und die nun die organisierte Basis für 
die Auseinandersetzungen bildeten. 
Rivalisierende Banden wie die Sek-
te „Mungiki“ und die so genannten 
„Taliban“ in Nairobi entstanden ur-
sprünglich als Bürgerwehren, nach-
dem die Polizei die Sicherheit nicht 


